
 
Die Kohäsionspolitik hilft den Menschen, Städten 
und Regionen in ganz Europa, eine bessere Zukunft 
zu gestalten, so dass kein Mensch und kein Ort 
zurückgelassen wird. Um den ökologischen und 
den digitalen Wandel sowie sonstige 
neue Herausforderungen besser 
bewältigen zu können, müssen bei 
der Weiterentwicklung der 
Kohäsionspolitik 
Flexibilität, 
Berechenbarkeit, 
Partnerschaft und 
Rechenschaftsp-
flicht als zentrale 
Grundsätze 
beachtet werden.
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Die Kohäsionspolitik 
verbessert die 
Lebensqualität für alle

zur Schaffung von 1,3 Millionen 
Arbeitsplätzen beitragen

den Anschluss von 3,1 Millionen Wohnungen an ein
Hochgeschwindigkeitsmobilfunknetz sowie -festnetz ermöglichen

zur Verbesserung der Energieeffizienz
von 723 000 Wohnungen beitragen

mindestens 6,5 Millionen Arbeitslosen helfen

850 000 Unternehmen 
zugutekommen

Die kohäsionspolitischen Mittel für den Zeitraum 2021-2027 
werden voraussichtlich



 

 

  
 

Mehr
als 32,5 Millionen 

Europäerinnen und 
Europäer können sich 

jeden zweiten Tag 
keine richtige 

Mahlzeit leisten.

Beide 
Phänomene wirken 

sich europaweit unter-
schiedlich aus, doch gibt 

es in allen Mitgliedstaaten 
Regionen, die besonders 

stark betro�en sind.

Etwa
40 Millionen 

EU-Bürgerinnen und 
-Bürger waren 2022 nicht 

in der Lage, ihren 
Wohnraum 

angemessen zu 
beheizen.
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Energie

Landflucht
und industrieller 

Wandel

Soziale
Ausgrenzung

Die Kohäsionspolitik muss grundlegend 
reformiert werden, damit ihre Bedeutung als 
wichtigstes EU-Investitionsinstrument für alle 
Regionen erhalten bleibt. In der 
Stellungnahme werden die wichtigsten 
Grundsätze für die Zukunft der 
Kohäsionspolitik festgelegt. Ziel ist es, ihre 
Grundlagen zu festigen und sie gleichzeitig 
�exibler zu gestalten und für künftige 
Bedürfnisse und Herausforderungen zu 
rüsten.
Vasco Alves Cordeiro (PT/SPE)
Präsident des Europäischen Ausschusses der Regionen
Ko-Berichterstatter der Stellungnahme

Eine geeinte und gerechtere Zukunft 
für die Europäische Union

Worum
geht es?

Vor uns stehen gewaltige 
Herausforderungen: Es gilt, 
Chancengleichheit für alle 
Menschen, Städte und Regionen 
in der gesamten EU bei der 
Bewältigung des 
Strukturwandels in Europa 
sicherzustellen.

Obwohl der wirtschaftliche, soziale und territoriale Zusammenhalt ein grundlegendes 
Ziel der EU ist, nehmen die Unterschiede zwischen Menschen und Orten in Europa zu.



Die Kohäsionspolitik hat sich als langfristige, ortsbezogene 
Entwicklungspolitik bewährt, deren zentrale Grundsätze 
Partnerschaft und Multi-Level-Governance sind.

Die Kohäsionspolitik muss reformiert werden, zugleich aber das 
wichtigste Investitionsinstrument der EU zur Verwirklichung des 
wirtschaftlichen, sozialen und territorialen Zusammenhalts 
bleiben, damit alle europäischen Regionen zentrale politische 
Strategien der EU im Zusammenhang mit dem ökologischen 
und dem digitalen Wandel umsetzen können.

Die Bedeutung und die Funktion der Kohäsionspolitik nach 
2027 sollten gegenüber anderen investitionspolitischen 
Maßnahmen der EU gestärkt werden, indem die Politik 
expliziter auf die Bewältigung großer gesellschaftlicher 
Herausforderungen und Schwachstellen ausgerichtet wird.

Der Grundsatz „dem Zusammenhalt nicht schaden“ sollte in 
allen Politikbereichen der EU Anwendung finden, damit sie den 
Zielen des sozialen, wirtschaftlichen und territorialen 
Zusammenhalts dienen.

Die Kohäsionspolitik sollte in einem einheitlichen strategischen 
Rahmen gestaltet werden, der den Hauptanwendungsbereich 
und die wichtigsten Ziele für die Zeit nach 2027 vorgibt. Der 
Europäische Ausschuss der Regionen fordert einen 
„Europäischen Partnerschaftspakt“, der auch den Europäischen 
Landwirtschaftsfonds für die Entwicklung des ländlichen Raums 
umfasst.

Mittelumschichtungen sollten flexibler gehandhabt werden 
können, damit sich die lokalen und regionalen 
Gebietskörperschaften neuen Prioritäten zuwenden und so die 
Politik an die sich rasch wandelnden Umstände unserer Zeit 
anpassen können.

Die Kommission sollte eine umfassende Konsultation und 
Bewertung der seit den 1990er Jahren ergriffenen 
Vereinfachungsmaßnahmen angehen, auch im Vergleich zu 
alternativen Umsetzungsmodellen (z. B. der Aufbau- und 
Resilienzfazilität).

Der Fonds für einen gerechten Übergang für alle Regionen, die 
sich im Strukturwandel befinden, sollte besser in die 
Kohäsionspolitik integriert werden, um eine Fragmentierung 
der Mittel zu vermeiden und weitere Vereinfachungen zu 
ermöglichen.

Für die Komponente „Europäische territoriale Zusammenarbeit“ 
sollten mindestens 8 % des Gesamtbetrags der 
kohäsionspolitischen Mittel vorgesehen werden.

Der Europäische Ausschuss der Regionen ruft zum Handeln auf

 

Grundpfeiler

Geteilte MittelverwaltungMulti-Level-Governance

die Umsetzung 
ortsbezogener Lösungen

Unzufriedenheit 
zu bekämpfen

hilft,

unterstützt

Partnerschaftsprinzip

Die Zukunft der Kohäsionspolitik ist der 
Schlüssel für ein besseres Europa. Der Erfolg 
der künftigen Kohäsionspolitik hängt von der 
Multi-Level-Governance und einer geteilten 
Mittelverwaltung, der Stärkung des 
Partnerschaftsprinzips und der Tatsache ab, 
dass der Grundsatz ,dem Zusammenhalt 
nicht schaden‘ im gesamten EU-Haushalt 
und in allen Politikbereichen der EU 
umgesetzt wird.

Emil Boc (RO/EVP)
Vorsitzender der Fachkommission COTER
Ko-Berichterstatter der Stellungnahme

Gemeinsam mit den führenden europäischen 
Verbänden der Städte und Regionen ist der 
Europäische Ausschuss der Regionen 
Gründungsmitglied der Allianz für 
Kohäsionspolitik (#CohesionAlliance), des am 
breitesten angelegten EU-Bündnisses, dessen Ziel 
darin besteht, den Zusammenhalt als Grundwert 
der Europäischen Union und als zentrales Ziel all 
ihrer politischen Maßnahmen und Investitionen 
zu bekräftigen.

#CohesionAlliance
F O R  A  S T R O N G  E U  C O H E S I O N  P O L I C Y



 

 
 

 

Herausgegeben von der Fachkommission für Kohäsionspolitik und EU-Haushalt
des Europäischen Ausschusses der Regionen

 

Die Stellungnahme wurde am 29. November auf der Plenartagung des 
Europäischen Ausschusses der Regionen einstimmig verabschiedet.

Ko-Berichterstatter der Stellungnahme 

Emil Boc (RO-EVP)
Presidente da Comissão COTER

Vorsitzender der Fachkommission COTER und Bürgermeister von Cluj-Napoca

Vasco Alves Cordeiro (PT-SPE)
Präsident des Europäischen Ausschusses der Regionen
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Der Europäische Ausschuss der Regionen (AdR) ist die politische Versammlung der EU mit 329 Regional- und Kommunalvertretern aus 
allen 27 EU-Mitgliedstaaten. Unsere Mitglieder sind gewählte Regionalpräsidenten/-innen, Mitglieder von Regional- oder Gemeinderäten 
und Bürgermeister/-innen, die gegenüber mehr als 446 Millionen europäischer Bürgerinnen und Bürger demokratisch 
rechenschaftsp�ichtig sind.

Das Ziel des AdR besteht im Wesentlichen darin, die lokalen und regionalen Gebietskörperschaften sowie die von ihnen vertretene 
Bevölkerung in den EU-Beschlussfassungsprozess einzubeziehen und sie über die Unionspolitik zu informieren. Die Europäische 
Kommission, das Europäische Parlament und der Rat müssen den Ausschuss in den für die Städte und Regionen relevanten 
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